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Zukunft des Deutschlandtickets
ungewiss: Bund und Länder streiten

weiter!
Bei der Verkehrsministerkonferenz in Berlin am 27.6.2025

blieb die Finanzierung des Deutschlandtickets unklar.

Berlin, Deutschland - Auf der jüngsten
Verkehrsministerkonferenz in Berlin ist es erneut zu keiner
Einigung über die Zukunft des Deutschlandtickets gekommen.
Die Verhandlungen, die am Sonntag stattfanden, waren von
Unklarheiten bezüglich der Finanzierung über das Jahr 2025
hinaus geprägt. Momentan beteiligen sich Bund und Länder mit
jeweils 1,5 Milliarden Euro an dem Ticket, dessen Preis im Januar
auf 58 Euro pro Monat angehoben wurde aufgrund fehlender
Mittel.

Der Brandenburger Verkehrsminister Detlef Tabbert betonte
hierbei den Bedarf an klareren Zusagen des Bundes, um die



langfristige Finanzierung des Deutschlandtickets zu sichern. Die
Länder fordern, dass mögliche Mehrkosten, die
Verkehrsunternehmen erwarten, vom Bund übernommen
werden. Der Regierende Bürgermeister von Berlin, Kai Wegner
(CDU), äußerte sich skeptisch zum Thema Weiterfinanzierung
und zur Zukunft des Tickets.

Politische Blockade und öffentliche
Unterstützung

Clemens Rostock, Landesvorsitzender der Brandenburger
Bündnisgrünen, kritisierte die politische Blockade und forderte
eine verlässliche Einigung, um die Zufriedenheit der Fahrgäste
zu gewährleisten. Eine aktuelle Umfrage zeigt, dass 76 Prozent
der Brandenburger für die Fortführung des Deutschlandtickets
sind, was die Relevanz dieser politischen Debatte unterstreicht.

Der Bayerische Verkehrsminister Christian Bernreiter (CSU)
betonte die Unterstützung der Länder für das Deutschlandticket,
stellte jedoch gleichzeitig klar, dass die zugesagten 1,5
Milliarden Euro nicht weiter aufgestockt werden können. Als
zentraler Punkt der Debatte gilt der Ausgleich möglicher
Mehrkosten für die Verkehrsunternehmen. Diese finanzielle
Unsicherheit ließ die Verkehrsminister in Berlin ohne eine
Lösung auseinandergehen.

Zukunft des Deutschlandtickets im
Ungewissen

Laut den Informationen der Verkehrsminister hat die neue
Bundesregierung im Koalitionsvertrag versprochen, dass der
Preis des Deutschlandtickets stabil bleiben solle. Dennoch gibt
es keine Sicherheiten für Fahrgäste und die Verkehrsbranche
über die Handhabung des Tickets nach 2025. Der Bund plant,
dass die benötigten Zuschüsse von insgesamt drei Milliarden
Euro hälftig zwischen Bund und Ländern aufgeteilt werden. Dazu
sollte der Beitrag des Bundes die 1,5 Milliarden Euro nicht



überschreiten.

Für die kommenden Monate sind weitere Verhandlungen
angesetzt. Diese sollen bei der nächsten regulären Sitzung der
Verkehrsministerkonferenz im Herbst in Straubing stattfinden. In
der Zwischenzeit wird weiterhin darüber debattiert, wie das
Ticket kostendeckend angeboten werden kann, ohne den Preis
für die Nutzer nochmals zu erhöhen.

Das Deutschlandticket, das seit Mai 2023 als Abonnement für
bundesweite Fahrten im öffentlichen Regional- und Nahverkehr
erhältlich ist, bleibt damit in der Warteschleife und die Fragen
zur finanziellen Zukunft sind unbeantwortet. Die hoffen auf
Klarheit werden sowohl von Politikern als auch von Fahrgästen
geteilt und zeigen die Dringlichkeit eines Kompromisses
zwischen Bund und Ländern.
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